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Zusammenfassung* 

Im Verlauf fortschreitender Ökonomisierung und des in allen Sparten stattge-
fundenen Größenwachstums von Primärgenossenschaften ist hier und da in 
der Beziehung „Mitglied – Genossenschaft“ ein Verlust von Gemeinschaftsge-
fühl und persönlicher Verbundenheit eingetreten. Damit geht gewöhnlich eine 
Einbuße von Vertrauen einher.1 Andererseits ist eine gemeinsame Vertrauens-
basis enorm wichtig für die Funktionsfähigkeit und Erfolgswirksamkeit för-
derwirtschaftlicher Kooperation.  

Während im einschlägigen Schrifttum bislang vor allem verschiedene Kate-
gorien des Mitgliedervertrauens in Genossenschaften erörtert wurden, stehen 
im Mittelpunkt dieses Beitrages vertrauensempfindliche Bereiche, Vertrauen 
bildende Strategien der Genossenschaften und davon zu erwartende Wirkun-
gen. Die Überlegungen werden am Beispiel der wohnungsgenossenschaftli-
chen Sparte präzisiert.  

1. Aspekte des Vertrauensphänomens 

1.1. Am Ende: eine Krise des Vertrauens 

Vertrauen ist in der Marktwirtschaft eine bedeutende Triebkraft. Unter norma-
len Umständen wird bei jeder Transaktion darauf vertraut, dass der Geschäfts-
partner die vereinbarte Gegenleistung erbringt. In besonderem Maße von Ver-
trauen abhängig sind Banken. Schon der Begriff „Kredit“, der anvertrauen, 
vertrauen und glauben bedeutet, macht dies deutlich.  

Ausgelöst durch die Krise der internationalen Finanzmärkte erlebt das 
Thema „Vertrauen“ zur Zeit Hochkonjunktur. Die Schwächung des allgemei-
nen Vertrauens führte zum Ruf nach der regulierenden Macht des Staates und 
strengeren Kontrollen. Das in Wirtschaft und Gesellschaft bereits geschwun-
dene Vertrauen hat eine enorme hemmende Nachwirkung. 

Verschärft wird die von vielen als bedrohlich empfundene Lage, wenn eine 
sektorale Schieflage auf andere Bereiche übergreift. Als Musterfall gilt das 
Überschwappen der Finanzmarktkrise auf die Realwirtschaft. Konjunkturflau-
te weitet sich zum Flächenbrand aus, und deren Dauer ist nicht abzusehen. 
Aus anfänglichen Beobachtern eines noch vor kurzem unvorstellbaren Szena-
rios werden Betroffene. Zu besichtigen ist am Ende ein beispielloses Phäno-
                                           
* Die vorliegende Veröffentlichung ist eine überarbeitete und erweiterte Fassung des Vor-

trages, den der Verfasser am 16. September 2008 in Paderborn vor der Voll-
versammlung der Fachschaft Wohnungsgenossenschaften und Vereine des Verbandes 
der Wohnungswirtschaft Rheinland Westfalen e.V. zum Thema „Der Faktor ´Vertrauen´ 
in Wohnungsgenossenschaften“ hielt. 

1  Umgekehrt wird unzweifelhaft Vertrauen durch Nähe gestärkt, was nicht nur für perso-
nale, sondern ebenso für räumliche (lokale, regionale) Nähe gilt. Vgl. Pester (2008: 
224). 
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men: eine allgegenwärtige Vertrauenskrise, die bei Bürgern und Unternehmen 
Fragen wie diese aufwirft: 
• Wie konnte es dazu kommen?  

Eine denkbare Antwort gibt das folgende Zitat: „Die aktuelle Krise des Ver-
trauens gründet auf mindestens drei verratenen Tugenden: Mäßigung, 
Wahrhaftigkeit und Courage. Die Maßlosigkeit … ist dabei in besonderem 
Umfang der Beitrag der Wirtschaft.“ (Heuser/Leicht 2008: 3) Dies ließe 
sich ergänzen durch den Hinweis auf Größenwahn einiger Spitzenbanker, 
hemmungslose Habgier und Kurzsicht (vgl. Püspök 2008: VI). 

• Wem soll man noch vertrauen? 
Allseitige Enttäuschung erzeugt tiefgreifendes Misstrauen. Vertrauen ent-
gegenbringen wird man dann nur noch jenen, deren Ehrlichkeit in der sub-
jektiven Einschätzung außer Zweifel steht, die eine offene Gesprächskultur 
pflegen – und vor allem jenen, bei denen man aus Erfahrung sicher sein 
kann, dass sie getroffene Vereinbarungen einhalten. Dass von solcher Ein-
schränkung eine lähmende Wirkung ausgeht, zeigt die gegenwärtige Situa-
tion. 

• Wie ist Vertrauen wiederherzustellen? 
An der Vertrauensbildung wirken Glaubwürdigkeit, Fairness, Verlässlich-
keit und Authentizität mit. Ein Patentkonzept für die Bewältigung von Ver-
trauenskrisen gibt es nicht. Doch es mangelt nicht an Vorhersagen und Vor-
schlägen zur Lageverbesserung. Nach Altbundeskanzler und Weltökonom 
Helmut Schmidt führt der Weg aus der Wirtschaftskrise über die Herstel-
lung der Funktionstüchtigkeit der globalen Finanzmärkte: „Nur wenn auf 
den Finanzmärkten das Vertrauen zurückkehrt, kann auch das Vertrauen der 
Unternehmer und der Konsumenten zurückkehren und dergestalt nachhaltig 
die Rezession überwunden werden.“ (Schmidt 2008: 3). 

Nach dieser aus gegebenem Anlass etwas breit geratenen Einleitung zur Ent-
stehung und Überwindung von Vertrauenskrisen nähern wir uns im Folgenden 
der Bedeutung von Vertrauen in Organisationen, deren Merkmal die Zusam-
menarbeit zum kollektiven und individuellen Nutzen ist. Typischer weise trifft 
dies auf Genossenschaften zu. 

1.2. Was ist Vertrauen? 

Vertrauen zu sich und den eigenen Fähigkeiten (Selbstvertrauen) sei hier aus-
gegrenzt. Der Blick ist allein auf Vertrauen von außen und nach außen gerich-
tet. Dazu weist das Schrifttum auf verschiedene Ausdeutungen hin, die sich 
zum Teil stark ähneln. So wird ganz allgemein unter Vertrauen verstanden: 
• Die Annahme, dass bestimmte Entwicklungen einen erwarteten positiven 

Verlauf nehmen, oder 
• die Erwartung an Bezugspersonen oder Organisationen, dass sich deren 

künftiges Verhalten bzw. Handeln im Rahmen der gemeinsamen Werte oder 
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Vorstellungen bewegen wird. 
Im Hinblick auf die spätere Differenzierung nach relevanten Vertrauensarten 
im Teil 3 bevorzugen wir, Vertrauen zu definieren als 
• eine – trotz unvollkommener Information – zuversichtliche individuelle 

Erwartungshaltung gegenüber Leistungen eines Anbieters, anderen Per-
sonen oder eine Organisation.  

Beziehungen, die auf Vertrauen gründen, sind alles andere als selbst-
verständlich. Inwieweit Vertrauen zustande kommt, hängt vom Vorrat an In-
formationen, bisherigen Erlebnissen und Erfahrungen, die auf die Zukunft pro-
jiziert werden (vgl. Luhmann 1989: 27 und 34), aber auch von der Reputation 
und vom Verhalten des Vertrauensadressaten ab. 

Abzulesen sind diese Zusammenhänge an Wortverbindungen, in denen der 
Begriff „Vertrauen“ im Sprachgebrauch vorkommt, wie etwa Vertrauensba-
sis, Vertrauensperson und Vertrauenskultur. Beklagt werden ein Vertrauens-
schwund, eine Vertrauenskrise oder gar ein Vertrauensbruch, und gefordert 
werden Vertrauensbeweise. In der Politik und im Kontakt mit Unternehmen 
begegnen uns die Vertrauensfrage und Vertrauen schaffende Maßnahmen, das 
Vertrauensklima oder der Vertrauen erweckende Verkäufer, um nur einige 
Beispiele zu nennen.  

Dieser Überblick belegt neben der Vielschichtigkeit die schwierige Natur 
des Vertrauensphänomens. Einigkeit besteht darin, dass Vertrauen an sich gut 
ist und die Motivation stärkt, andererseits das Fehlen von Vertrauen Hand-
lungsunfähigkeit verursachen kann (vgl. Laske/Neunteufel 2005: 5). Es ist ge-
sunde Skepsis angebracht, denn eine Vertrauensentscheidung kann riskant 
sein. Die Begriffe Vertrauen und Risiko gehören zusammen. Denn wer Ver-
trauen platziert, erbringt eine „riskante Vorleistung“ (vgl. Luhmann 1989: 23; 
Ripperger 1998: 10) unter Verzicht auf Maßnahmen zur Absicherung gegen 
opportunistisches Verhalten (vgl. Ripperger 1998: 179), weshalb er seine Ri-
sikobereitschaft unter Kontrolle halten muss (vgl. Luhmann 1989: 31). Der 
Vertrauensvorschuss zielt darauf ab, dass ein gewünschtes künftiges Leis-
tungsergebnis, Verhalten oder Handeln eintritt (vgl. Laske/Neunteufel 2005: 
24), ohne dass dafür Gewissheit besteht. 

Vertrauen schließt zwar die Möglichkeit ein, enttäuscht zu werden, resul-
tiert jedoch aus der Erwartung von Verlässlichkeit. Darauf kommt es in Bezie-
hungen an, die in der ökonomischen Theorie als „prekär“, d. h. als heikel be-
zeichnet werden (vgl. dazu Blome-Drees 2008: 205f; Luhmann 1989: 30). 
Man ist auf jemandem angewiesen, und diese Abhängigkeit kann missbraucht 
werden. Es kommt daher auf die Identität des Partners an, was besonders an 
der Ehe als Beispiel für das „Erproben und Lernen von Vertrauensbeziehun-
gen“ (Luhmann 1989: 29) deutlich wird. Die Verbindung kann instabil werden 
und mit Abbruch enden, weshalb es sich sehr empfiehlt, seinen Partner, mit 
dem man längere Zeit zusammenleben möchte, mit Sorgfalt auszusuchen. 
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Was aber hat die Ehe mit dem Vertrauen der Mitglieder in ihre Genossen-
schaft zu tun? Mehr als man auf den ersten Blick vermuten würde, denn auch 
die Beziehungen zwischen dem genossenschaftlichen Management und der 
Mitgliedergruppe gestalten sich aufgrund divergierender Interessen mitunter 
schwierig. Mit dem Eintritt in die Genossenschaft kann je nach der Genossen-
schaftsart eine zweiseitige Abhängigkeit begründet werden, was auf Genossen-
schaften zutrifft, soweit sich deren Mitgliedern keine echte Alternative bietet. 
Um nachhaltige Verbundenheit herzustellen kommt es dann nicht allein auf 
Professionalität der Genossenschaft an, sondern auch auf Identität, Unterneh-
menskultur, auf die Werte und Prinzipien, denen man sich verpflichtet fühlt 
(vgl. Bonus 1994: 15f), auf den sprichwörtlichen „Stil des Hauses“ – und e-
benso auf die entsprechenden Sachverhalte auf Seiten der Mitglieder. 

Bei letztlich unsicherer Gegenleistung zahlt sich Vertrauen vor allem in der 
Beziehung zu persönlich bekannten, als verlässlich eingeschätzten Adressaten 
aus (vgl. Ripperger 1998: 43; Glatzner 1989: 113). Irgend jemandem Vertrau-
en zu schenken, wäre leichtsinnig (vgl. Schreyögg 2003: 445) und naiv, denn 
unberechtigtes oder gar „blindes“ Vertrauen kann erheblichen ökonomischen 
oder/und emotionalen Schaden zur Folge haben (vgl. Weidmann 1996: 17; 
Told 2007: 30). Vertrauen muss wachsen. Die Chancen dafür sind besonders 
in einer längeren Beziehung günstig. Es bedarf des Gefühls, sich auf Personen 
und deren Zusagen verlassen zu können. In diesem Verständnis ist Vertrauen 
eine positive Einstellung zu einer persönlichen Beziehung oder zu einer Sache, 
die auf positiven Erwartungen beruht. 
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Abbildung 1: Prozess der Vertrauensbildung 

Vertrauenskultur

Phase 3

Ausschaltung von Störfaktoren
(Zustände, Handlungen)

Phase 4

Vertrauen
Schaffende
Maßnahmen

Phase 2

Aufbau von
Kommuni-
kations-

verständnis

Phase 1

Bildung einer Kommunikationsbasis
(Informationsgewinnung 
– gemeinsame Werte)

 

Quelle: Eigene Darstellung. 

1.3. Es geht nicht ohne Vertrauen 

Ebenso wie Design, Kommunikation, Image oder die Kultur einer Organisati-
on zählt Vertrauen zu den „weichen“ Erfolgsfaktoren. Von Vertrauen gehen 
emotionale Einflüsse auf zahlreiche Entschlüsse und deren Umsetzung aus. 
Vertrauen verbindet und fördert partnerschaftliches Handeln. Daher ist gegen-
seitiges Vertrauen zwischen den Akteuren in Genossenschaften sowohl anzu-
strebendes Ziel als auch bedeutendes Instrument zur Etablierung und Erhal-
tung effizienten Zusammenwirkens. Alle Genossenschaften und ähnlichen 
Kooperative sollten es demnach als Daueraufgabe ansehen, in der mehrschich-
tigen Beziehung zu ihren Mitgliedern, aber auch in den Geschäftsbeziehungen 
zu Nichtmitgliedern Vertrauen herzustellen.  

Nicht erst seit Eintritt der eingangs skizzierten Krisenerscheinungen gilt 
Vertrauen in Wirtschaft und Gesellschaft als eine der wertvollsten Ressourcen: 
Ohne Vertrauen gibt es keine Zukunft. Angesichts globalisierter Märkte, fle-
xibler Arbeitsstrukturen und virtueller Organisationsformen steigt in Unter-
nehmen der Bedarf an Vertrauen. Fragt man Manager, welcher Führungsstil 
nach ihrer Meinung zufriedene und engagierte Mitarbeiter hervorbringt, fällt 
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fast zwangsläufig das Wort „Vertrauen“. Die Instanzen können nicht mehr alle 
Prozesse im Detail kontrollieren. Sie müssen sich darauf verlassen, dass die 
Mitarbeiter ihnen übertragene Aufgaben eigenverantwortlich erledigen (vgl. 
Sprenger 2007: 15ff), und sie werden den Mitarbeitern solange vertrauen, wie 
deren Verhalten und Handeln dies rechtfertigen.  

Für Kooperation jeglicher Art ist Vertrauen eine notwendige Bedingung.2 
Was macht das Thema Vertrauen für Genossenschaften so wertvoll? Konstitu-
tive Merkmale und Prinzipien der Genossenschaften weisen darauf hin, dass 
Vertrauen zur Genossenschaftskultur gehört. Um so mehr verwundert, dass 
„Vertrauen“ in lexikalischen Nachschlagewerken zum Genossenschaftswesen 
nicht vorkommt3 und auch lange Zeit im sonstigen genossenschaftsbezogenen 
Schrifttum einschließlich der von Genossenschaftsverbänden herausgegebenen 
Zeitschriften nicht behandelt worden ist. Zumal sich die These „Je mehr die an 
einem Zusammenschluss Beteiligten einander und der Institution vertrauen, 
desto leichter und erfolgreicher arbeiten sie zusammen“ in der Genossen-
schaftspraxis tagtäglich bestätigt finden dürfte.  

Angesichts weltweit eingetretener Vertrauenseinbußen erscheinen die Stär-
ken der seit mehr als 150 Jahren bestehenden Genossenschaften als Gegen-
entwurf zu den schier unüberschaubaren Verflechtungen internationaler Kon-
zerne. Lokale Verbundenheit, stabile Unternehmen und ein in der Mitglied-
schaft verankertes Vertrauen der Mitglieder sind ureigene Wettbewerbsvortei-
le der Genossenschaftsorganisation (vgl. Genossenschaftsverband Bayern e.V. 
2008: 29). Vertrauen zu erhalten ist eine zentrale Aufgabe. 

Schließlich stellt sich die Frage, wie es damit in Wohnungsgenossenschaf-
ten bestellt ist, deren Mitglieder nicht „normale“ Mieter wie bei kommunalen 
oder privaten Wohnungsanbietern, sondern Nutzer des gemeinschaftlichen 
Wohneigentums sind. Eine gemeinsame Vertrauensbasis erscheint enorm 
wichtig und notwendig, einerseits für das Vertrauen der Mitglieder in ihre Ge-
nossenschaft und gleichermaßen für das Vertrauen der Genossenschaft in die 
Mitglieder. Auch in der wohnungsgenossenschaftlichen Sparte ist Vertrauen 
eine Voraussetzung für den gegenwärtigen und künftigen Erfolg der Koopera-
tion. 

                                           
2  Wer als Wirtschaftssubjekt potenziellen Kooperationspartnern von vornherein nicht ver-

trauen will oder kann, wird im wirtschaftlichen Alleingang den besseren Weg zum Er-
folg sehen. 

3  Weder das Handwörterbuch des Genossenschaftswesens HdG (1980), das „einen umfas-
senden Einblick in das Spektrum der Fragen und Probleme, mit denen sich die deutschen 
Genossenschaften zu befassen haben“, geben sollte (Geleitwort, S. V.) noch das Genos-
senschafts-Lexikon (1990) widmen diesem Thema einem Beitrag; sie enthalten diesbe-
züglich nicht einmal einen Verweis. 
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1.4. Informationsabhängigkeit von Vertrauen  

Wechselbeziehungen zwischen Personen, Gruppen und/oder Institutionen sind 
ohne Vertrauen kaum vorstellbar. Einerseits werden die Inhalte übermittelter 
Informationen und die Art der Kommunikation von vorhandenem Vertrauen 
geprägt, andererseits kann ein gegenseitiger Informationstransfer dazu beitra-
gen, Vertrauen aufzubauen. In Interaktionsprozessen kommt der Vertrauens-
problematik generell erhebliche Bedeutung zu, weil diese im Wissen um be-
grenzte Rationalität, Opportunismus, Unsicherheit über die Handlungsabsich-
ten anderer sowie um die Gefahr einer Schädigung gründet.  

Vertrauen basiert auf Informationen, präziser gesagt: auf der Verknüpfung 
von Erwartungen bildenden Eindrücken der Gegenwart mit einem Mindest-
maß an spezifischem Wissen aus der Vergangenheit (vgl. Schmidt 2004: 
107f). Die Platzierung von Vertrauen ist wegen des damit verbundenen Risi-
kos (vgl. Ripperger 1998: 83) in aller Regel vom Wunsch nach angemessener 
Absicherung begleitet. In Wirtschaftsbeziehungen besteht daher eine Neigung 
zu systematischer Suche nach relevanten Informationen und deren bestmögli-
chen Verwertung, also zu Rationalverhalten auf der Basis situations- bzw. 
problembezogen zuverlässiger Signale. Die Gefahr eines Vertrauensschwun-
des wird dabei um so geringer sein, je gefestigter die in der bisherigen Bezie-
hung gewonnenen positiven Erfahrungen sind.  

Im Idealfall eines Handelns unter „vollkommener Information“ würde Ver-
trauen bedeutungslos, da diese Situation absolute Sicherheit bietet. Dieser mo-
dellartige Fall ist jedoch in der realen Wirtschaft kaum anzutreffen, weshalb 
normalerweise das Entscheiden und Handeln auf „unvollkommener Informati-
on“ basiert. Bei unüberschaubarer Komplexität, geringem oder fehlendem In-
formationsbestand verlässt sich der Vertrauensgeber oft auf seine Menschen-
kenntnis und entscheidet „aus dem Bauch“ als dem Ort der Intuition. Aber da-
zu bedarf es der Gabe, das Richtige zu erahnen, ohne es rational begründen 
und sämtliche Risiken abschätzen zu können. 

Vertrauen wird demzufolge in Entscheidungsprozessen überall dort zu einer 
treibenden Kraft, wo Informationen gänzlich fehlen oder der Informationsvor-
rat der Akteure Lücken aufweist, zudem eine ausreichende Informationsbe-
schaffung aus Kostengründen, wegen organisatorischer Undurchführbarkeit 
und/oder aus Zeitmangel nicht möglich ist. Vertrauen dient dann „als Kom-
pensationsmechanismus für mangelnde Information“ (Schmidt 2004: 108) und 
befähigt zu einer auf Intuition gestützten Entscheidung. Dies trifft auf eine 
Vielzahl von Bereichen und Situationen des privaten und Wirtschaftslebens 
zu. Auf der Ebene kommerzieller Beziehungen denken wir an unvollständige 
Vereinbarungen, den Kauf eines innovativen Produktes oder beim Aufbau 
zwischenbetrieblicher Kooperation an die Festlegung des gemeinsamen Akti-
onsfeldes, den Umfang der Zusammenarbeit oder die Wahl von Partnern. 
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2. Aufgaben und neuere Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften 

Die weiteren Ausführungen nehmen Bezug auf die wohnungsgenossenschaft-
liche Sparte. Zunächst ist auf einige Aspekte hinzuweisen, die das Wesen von 
Wohnungsgenossenschaften ausmachen. Diese Selbsthilfeeinrichtungen fir-
mieren auch unter anderen Bezeichnungen wie Bauverein und Baugenossen-
schaft, Wohngenossenschaft, Bau- und Wohngenossenschaft, Siedlungs- oder 
Wohnungsbaugenossenschaft. 

Aufgabe dieser Personenvereinigungen ist etwa seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts die Herbeiführung und nachhaltige Sicherung einer angemessenen wohn-
lichen Versorgung ihrer Mitglieder durch Überlassung von preisgünstigem 
Wohnraum in allen Rechts- und Nutzungsformen sowie durch Verbesserung 
der Wohnverhältnisse (vgl. Riebandt-Korfmacher 1980: 1802f; Jenkis 1992: 
734; Ludl 1998: 322). Die Bereitstellung von Wohnraum durch Neubau-, Sa-
nierungs- und Modernisierungsmaßnahmen (vgl. Beuthien 1992: 58) erfolgt 
also nicht für einen anonymen Markt, sondern für die Eigentümer als Nutzer 
des Gemeinschaftsunternehmens.  

Wohnungsgenossenschaften sind in der Rechtsform der eingetragenen Ge-
nossenschaft (eG) organisiert und in einem lokal oder regional begrenzten Ge-
schäftsgebiet tätig Der Systematik der Genossenschaftsarten gemäß handelt es 
sich um Beschaffungsgenossenschaften privater Haushalte (sog. Verbraucher-
genossenschaften), Fördergenossenschaften und ferner um Primärgenossen-
schaften (vgl. Honold-Reichert 2003: 33f), da sich in dieser Sparte keine Zent-
ralinstitute herausgebildet haben.  

Wie jede Genossenschaft ist auch eine Wohnungsgenossenschaft zugleich 
Wirtschaftsunternehmen und soziale Gruppe. In dieser Doppelfunktion verfügt 
sie jedoch über das Potenzial, in weit höherem Maße gemeinschaftsbildend 
und nachbarschaftliche Beziehungen gestaltend zu wirken als andere Rechts- 
und Unternehmensformen des Wohnens (vgl. dazu Ludl 1998: 323). Zur Ge-
genwart hin wurde das Wohnungsangebot zunehmend ergänzt durch zahlrei-
che Serviceangebote und zusätzliche Dienstleistungen. Wohnungsgenossen-
schaften stehen für gute Wohnqualität, Sicherheit und Vertrauen.  

Mit ihrem bewährten, generationenübergreifenden Geschäftsmodell bieten 
sie ihren Mitgliedern mehr als nur „ein Dach über dem Kopf“. Die Leistungs-
fähigkeit einer Wohnungsgenossenschaft und das genossenschaftliche Wohnen 
beziehen sich heute auf Wohnungen oder sonstige Wohnobjekte, Wohnum-
feld, funktionierende Nachbarschaften und auf soziale Einrichtungen (vgl. 
Pohl 1990: 17; Riemer 2008: 28). „Wohnungsgenossenschaften sind nicht 
mehr Kinder der Not, sondern aktive Teilnehmer am Wohnungsmarkt. Dort 
stehen sie im Wettbewerb mit anderen, ebenfalls leistungsfähigen Wohnungs-
unternehmen.“ (Jeschke 2001: 301).  

Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften sollen durch ein „Förderplus“ 
besser gestellt werden als bei einer möglichen alternativen Beziehung zu ande-
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ren Anbietern am Wohnungsmarkt. Darin konkretisiert sich und kulminiert der 
Grundauftrag an die Genossenschaft, ihre Mitglieder zu fördern (vgl. Honold-
Reichert 2003: 35 und 38). Über diesen identitätstragenden Zweck hinaus 
können die Wohnungsgenossenschaften als „Partner der Kommunen bei der 
Pflege und Entwicklung von Nachbarschaften sowie der Integration sozial be-
nachteiligter Bevölkerungsgruppen … Leistungen für eine positive bürgerge-
sellschaftliche Entwicklung erbringen.“ (Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 2004: 31). 

Einen Einblick in die jüngste Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften 
gibt Abb. 2. Sie geht von den in der Statistik zu dieser Genossenschaftssparte 
üblicherweise herangezogenen Kriterien aus. 

Abbildung 2: Neuere Entwicklung der Wohnungsgenossenschaften  

Wohnungsgenossenschaften in Deutschland 
 2000 2005 2006 2007 
Zahl der Unternehmen1 1.991 1.987 1.953 1.950 
Mitglieder in Tausend1 3.033 2.883 2.852 2.846 
Mitarbeiter1 21.229 21.513 24.192 26.132 
Zahl erstellter Wohnungen2 6.223 3.799 4.038 4.683 
Marktanteil am Fertigstellungs-
ergebnis nach Stückzahl in %2 

1,5 1,6 1,8 2,5 

Wohnungsbestand in Tausend2 2.172 2.112 2.085 2.076 
Bestandsinvestitionen Mio. €2 3.676 2.657 2.801 2.818 

1 Bis 2002 nur Mitgliedsgenossenschaften im GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen e.V., Berlin 

2 Angaben nur für Mitgliedsgenossenschaften im GdW 

Quelle: Die Daten sind entnommen: Stappel (2006: 59); Stappel (2008: 50). 

3. Ebenen des Vertrauens in Wohnungsgenossenschaften  

3.1. Relevante Vertrauenskategorien 

Vom Standpunkt der Mitglieder einer Genossenschaft, die – wie bei Woh-
nungsgenossenschaften üblich – dem Identitätsprinzip folgend in der Regel 
nur das „Mitgliedergeschäft“ betreibt, kann bei differenzierter Sicht erstens 
dem Leistungsangebot des gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes, zweitens 
den im Kooperationsunternehmen Beschäftigten (Führungskräfte, Mitarbeiter) 
oder ehrenamtlich in der Genossenschaft tätigen Personen und drittens der In-
stitution „Genossenschaft“ Vertrauen entgegengebracht werden – oder eben 
nicht. An diesen Quellen bzw. Adressaten des Vertrauens orientiert wird im 
Folgenden zwischen den aus der Genossenschaftsliteratur bekannten Vertrau-
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enskategorien „Leistungsvertrauen“, „Personalvertrauen“ und „Systemver-
trauen“ unterschieden.4 Darauf bezogen ist differenziert zu untersuchen, von 
welchen Faktoren die Vertrauensbeziehung der Mitglieder zu ihrer Woh-
nungsgenossenschaft bestimmt wird. 

3.1.1. Leistungsvertrauen 

Damit ist das Vertrauen der Mitglieder in die Attraktivität und Beständigkeit 
der Leistungen, wie sie typischerweise von Wohnungsgenossenschaften er-
bracht werden, gemeint. Solches Vertrauen beruht maßgeblich auf guten Er-
fahrungen der Mitglieder mit der objektiv messbaren bzw. sonst wie feststell-
baren Leistungsqualität. Ein wichtiger vertrauensbildender Faktor ist die Eig-
nung genossenschaftlicher Dienstleistungen zur Lösung individueller Proble-
me. Hilfreich für die eigene Urteilsfindung können von Meinungsführern im 
unmittelbaren Umfeld erhaltene Bewertungen sein. 

Leistungsvertrauen der Mitglieder von Wohnungsgenossenschaften wird 
sich in der Regel aus der positiven Wahrnehmung nicht allein der Dienstleis-
tung „Wohnraumüberlassung“, sondern eines komplexen Leistungsbündels 
bilden, zu dessen Elementen u. a. die folgenden zählen:5 
• Annehmlichkeit der Wohngegend und Wohnlage (einfache Erreichbarkeit, 

funktionsfähige Infrastruktur) 
• bedarfsgerechter (Grundriss, Größe) und preisgünstiger Wohnraum,  
• sicheres Wohnen (Dauerwohnrecht), das Schutz vor Spekulation, Mietwu-

cher und willkürlicher Kündigung bietet,  
• zweckmäßige Gebäudegestaltung (Außenansicht) und ansprechende Gestal-

tung des wohnungsnahen Außenbereichs (Grünflächen, Spielplätze), 
• marktgerechte Weiterentwicklung des genossenschaftlichen Wohnungsan-

gebotes (Modernisierung der Wohnungsausstattung, Instandhaltungsmaß-
nahmen), Abriss und Rückbau in schrumpfenden Märkten, 

• Ergänzung der Wohnungsversorgung durch Schaffung von Gemeinschafts-
anlagen und Folgeeinrichtungen zur Verbesserung des Wohnumfeldes (Kin-
derspiel- und Sportplätze, Kindergärten und Kinderhorte sowie Tagesheime 
für Kinder, Alte und Alleinstehende), 

• Maßnahmen des Sozialmanagements, Kultur- und gesellige Angebote 
(Steuerung der Mieterstruktur durch sozial sensible Belegungspolitik, har-
monische Nachbarschaften fördernde Beeinflussung des individuellen Nut-
zerverhaltens und gemeinsame Aktivitäten wie Bewohnertreffs, Freizeitver-
anstaltungen und Mieterfeste) und  

                                           
4  Grundlegend für weitere Erörterungen des Vertrauens in Genossenschaften waren: 

Grosskopf/Schuler (1988: 361f); Schuler (1989: 87ff); Glatzner (1990: 46f). 
5  Vgl. dazu Jeschke (2001: 307f); Bumbacher (2003: 22); Teichmann/Rasquin (2003: 

272); Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (2004: 218f und 
694f). 
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• spezielle Servicedienstleistungen für einzelne Bewohnergruppen (Kinder-
betreuung für Familien, Mutter-Kind-Gruppen, Jugendtreffs, ehrenamtliche 
Hausaufgabenhilfe und Betreuung für ältere Menschen bis hin zu Alten- 
und Altenpflegeheimen).  

Es handelt sich dabei um Leistungskomponenten, die dauerhafte Wohnsicher-
heit, Orientierung und Integration der Bewohner bewirken. Und davon werden 
wiederum die Identifikation mit dem Quartier, ebenso der Zusammenhalt ein-
schließlich Nachbarschaftshilfe gestärkt.  

Für das Vertrauen der Mitglieder in den Nutzen der von einer Wohnungs-
genossenschaft offerierten bzw. in Anspruch genommenen Diensteistungen 
wird von wesentlicher Bedeutung sein, ob davon nicht nur soziale oder kultu-
relle, sondern auch spürbare ökonomische Fördereffekte ausgehen. Damit ist 
vor allem bei Leistungen zu rechnen, die anderweitig nicht erhältlich, anderen 
Angeboten qualitativ überlegen oder preisgünstiger als Konkurrenzangebote 
sind. Es zeigen sich darin drei Formen einer mustergültigen Erfüllung des ge-
nossenschaftlichen Förderauftrages (vgl. Hahn 1980: 19). Demnach ist Leis-
tungsvertrauen der Mitglieder im Kern Vertrauen in die Versorgung mit be-
darfsgerechten Dienstleistungen durch die Genossenschaft zu vergleichsweise 
günstigen Konditionen.  

In der genossenschaftlichen Wohnungswirtschaft wird seit geraumer Zeit 
nach Potenzialen und Perspektiven gesucht, das genossenschaftliche Wohnen 
zu stärken und für das Mitglied attraktiver zu gestalten. Speziell sind Wege 
und Möglichkeiten gefragt, die Förderung der Mitglieder zu intensivieren und 
sich darüber gegenüber den sonstigen wohnungswirtschaftlichen Anbietern 
abzugrenzen. Genossenschaftliche Wohnungsunternehmen stellen gezielt auf 
die besondere Bedeutung ihrer Mitglieder ab. Ein gutes Management-
Mitglieder-Informationssystem trägt dazu bei, dass eine an den Bedürfnissen, 
Wünschen und Problemen der Mitglieder orientierte Entwicklung der Woh-
nungsgenossenschaften erfolgen kann. 

3.1.2. Personalvertrauen 

Das gerade betrachtete Leistungsvertrauen hängt eng mit Personalvertrauen 
zusammen. Diese Vertrauensart, die im Rahmen persönlicher Beziehungen 
durch gegenseitiges Kennenlernen aufgebaut wird, ist auf die Führungskräfte 
und die im unmittelbaren Mitgliederkontakt stehenden Mitarbeiter des genos-
senschaftlichen Geschäftsbetriebes bezogen. Personalvertrauen ist die Zuver-
sicht, dass sich jemand bestimmten Erwartungen gemäß verhält, oder auch der 
feste Glauben an dessen Zuverlässigkeit. Es lässt sich an der subjektiven 
Wahrscheinlichkeit eines bestimmten Handelns oder Unterlassens anderer 
Personen ablesen. 

Ein Vertrauensverhältnis begründen insbesondere die Persönlichkeitsmerk-
male und das Verhalten der in der Genossenschaft Beschäftigten. Dazu zählen 



 

 

15

zum Beispiel (vgl. Bumbacher 2003: 23; Pluschke/Rößler 1998: 151f) 
• fachliche und soziale Kompetenz, 
• Zuverlässigkeit,  
• Kooperationsbereitschaft und Flexibilität, 
• Einfühlungsvermögen und Diskretion im Umgang mit den Bewohnern,  
• sympathische Ausstrahlung und Freundlichkeit,  
Aktivposten also, die menschliche Nähe und Vertrauen erzeugen. „Persönli-
ches Vertrauen basiert auf der Wechselseitigkeit des Reagierens und Beteiligt-
seins“ (Apelt 1999: 12) in der direkten Interaktion. Mangel an eigener Wahr-
nehmung und Erkenntnis kann zum Teil durch eine von Dritten artikulierte 
Belobigung des Kontaktpersonals bzw. Empfehlungen ausgeglichen werden.  

In Wohnungsgenossenschaften sollte Vertrauen als ein „genossenschaftli-
cher Grundwert“ gelten6 und in der Beziehung zwischen den im Gemein-
schaftsbetrieb Beschäftigten und den Mitgliedern selbstverständlich sein. Er-
lebbare Mitgliedernähe geht maßgeblich von den Mitarbeitern der Genossen-
schaft aus: vom Verwaltungspersonal, von Hauswarten und Personen, die Be-
ratungs- oder Betreuungsfunktionen wahrnehmen. Sie haben die weitaus häu-
figsten Kontakte zu den Mitgliedern, und erst in diesen Beziehungen entsteht 
Personalvertrauen und bilden sich Vertrauenspersonen heraus, die einen ge-
wissen „Kredit“ genießen.  

Die menschliche Qualität dieser Beziehungen trägt wesentlich zur Dauer-
haftigkeit genossenschaftlicher Bindungen bei. „Vertrauen, Verlässlichkeit, 
Zuhören-können, die Fähigkeit und Bereitschaft, sich in die Erfahrungswelt 
des Mitglieds (...) zu versetzen, seine Sprache zu sprechen, von ihm sogar zu 
lernen, bilden die Voraussetzung einer tragfähigen menschlichen, d. h. genos-
senschaftlichen Beziehung. (...) In der Genossenschaft gilt es eine Kultur zu 
schaffen, die von den Mitgliedern als offen, lern- und dialogfähig erlebt wird. 
Mitgliedernähe sollte (...) für das Mitglied erleb- und erfahrbar sein.“ (Blümle 
1994: 260f). 

Entsprechendes gilt für die in den Aufsichtsrat, die Vertreterversammlung, 
in Ausschüsse oder Siedlungsräte delegierten ehrenamtlichen Organträger, 
die dort auf eine förderwirksame Gestaltung der Geschäftspolitik Einfluss 
nehmen oder diese einfordern können. Ebenso für Personen, die damit betraut 
sind, Konflikte zwischen Mitgliedern zu regeln. Zum Zeitpunkt ihrer Wahl in 
ein Gremium wird den Kandidaten für ein Ehrenamt offensichtlich Vertrauen 
entgegengebracht.7 Während ihrer Amtszeit verdienen jene Personen Vertrau-
en, deren Verhalten und Handeln den Erwartungen der Trägergruppe ent-

                                           
6  Vgl. dazu die Anmerkungen von Münkner (2008: 8). 
7  Ehrenämter sollten in dem Bewusstsein übernommen und ausgeübt werden, dass den 

Funktionsträgern der Auftrag erteilt ist, die Interessen der Mitgliederbasis an die Mana-
gementebene heranzutragen, engagiert für das als mitgliedernützlich Erkannte einzutre-
ten, somit eine etwaige Distanz zwischen Mitgliederkreis und Management überbrü-
ckende Funktion wahrzunehmen. 
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spricht, d. h. die den ihnen gewährten Vertrauensvorschuss nicht in opportu-
nistischer Weise missbrauchen. Und Mitglieder, die ihre „Investition in Ver-
trauen“ im Nachhinein nicht zu bedauern haben, werden vermutlich auch 
künftig bereit sein, Vertrauen zu wagen. 

3.1.3. Systemvertrauen 

Bei dieser weiteren Vertrauenskategorie richtet sich die Vertrauenshaltung auf 
die Funktionsfähigkeit sozialer und wirtschaftlicher Systeme (Organisationen), 
deren Strukturen oder Unternehmensform, die Beachtung institutionell festge-
schriebener Regeln oder die Effizienz von Kontrollprozessen.8 Zu Systemver-
trauen verhilft neben der Selbstverwaltung durch die Mitglieder, dass sich die 
Genossenschaft bisher als Vereinigungstyp mit besonders großer Insolvenzre-
sistenz erwiesen hat, was die auffallend geringe jährliche Konkursrate von Un-
ternehmen im eG-Rechtskleid belegt. Zu den Systemvertrauen bildenden Ein-
flüssen zählt sicher auch, dass die genossenschaftliche Organisationsform ei-
nen sicheren Schutz vor einer „feindlichen Übernahme“ bietet. 

Es sind dies Unterschiede, die den Kooperationstyp „Genossenschaft“ un-
verwechselbar machen und ihm im Wettbewerb mit anderen Formen eines Zu-
sammenschlusses Vorteile bringen. Diese Stärken schaffen Vertrauen und 
verdeutlichen, dass die Organisationsform „eG“ auch bei zunehmenden Um-
weltdiskontinuitäten geeignet ist, eine konkurrenzfähige Zusammenarbeit zu 
ermöglichen. 

Ist Systemvertrauen in eine Genossenschaft vorhanden, wird dadurch die 
Erfüllung ihrer Aufgaben erleichtert. Faktoren, die „Organisationsvertrauen“ 
in Wohnungsgenossenschaften begründen können, sind u. a.  
• Hilfe bei Nachbarschaftskonflikten,  
• Beschwerdemanagement,  
• Orientierung des Handelns an den Mitgliederbedürfnissen,  
• demokratische Selbstverwaltung (Willensbildung und Kontrolle) und  
• Nutzenstiftung der Genossenschaft zu Gunsten der sie umgebenden Bürger-

gesellschaft (Cooperative Social Citizenship), z. B. Engagement in der 
Stadtteilentwicklung.  

Mitgliederindividuelles Vertrauen in das System „Genossenschaft“ gründet 
ferner darin, dass auch andere Mitglieder mit der Funktionsfähigkeit von 
Strukturen und Arbeitsabläufen im Gemeinschaftsunternehmen rechnen, Ge-
meinsamkeit des Vertrauens bewusst wird9 und ein Wir-Gefühl entstehen 
lässt. Einbindung und Vertrauen bedeuten gleichermaßen, sich auf eine Zu-
kunft der Beziehung einzulassen, weil die Frage nach einer nachhaltigen Bin-

                                           
8  Vgl. Luhmann (1989: 50ff); Otten (1987: 46f); Schuler (1989: 88); Weidmann (1996: 

55). 
9  Vgl. allgemein dazu Luhmann (1989: 77). 
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dung an die Genossenschaft zugleich eine Frage des Vertrauens ist (vgl. 
Glatzner 1990: 48). Systemvertrauen resultiert nicht zuletzt auch daraus, dass 
sich eine Wohnungsgenossenschaft im Urteil ihrer Mitglieder und Nutzer un-
ter anderem um moderne und innovative Unternehmensführung, Befriedigung 
von Bedürfnissen und Erfüllung berechtigter Wünsche der Mitglieder, um 
schnelle und unkomplizierte Reaktion auf Anfragen und niedrige Wohnkosten 
bemüht (vgl. Reintjes (2000: 124 (Abb. 2)). 

Über die bisherigen Erörterungen hinausgehend weist Abb. 3 noch einige 
weitere Faktoren aus, welche die unter 3.1 unterschiedenen Vertrauensarten 
formen. Die insgesamt große Vielzahl von Einflussfaktoren bestimmt das 
komplexe Gesamtvertrauen der Mitglieder in die Genossenschaft.  

Abbildung 3: Vertrauen in Wohnungsgenossenschaften bildende Faktoren 

Faktoren des Vertrauens in Wohnungsgenossenschaften 

Leistungsvertrauen 
Vertrauen in den Wert 
und die Beständigkeit 
der Leistungen 

Personalvertrauen 
Vertrauen in die Kon-
taktpersonen in der Ge-
nossenschaft 

Systemvertrauen 
Vertrauen in die Genos-
senschaft als Organisa-
tion 

Bedarfsentsprechung 
des Leistungsangebotes 
Angemessenheit von 
Leistung und Gegenleis-
tung  
Ökonomische, soziale 
bzw. kulturelle För-
derung der Mitglieder 
Grad der Mitglieder-
zufriedenheit mit der 
Wohnsituation insge-
samt 
Marktorientierte Ent-
wicklung des Leis-
tungsprogramms 

Persönlichkeitsmerkma-
le und Verhalten der 
Führungskräfte und 
Mitarbeiter (z. B. fach-
liche Kompetenz, Zu-
verlässigkeit, Diskreti-
on, sympathische Aus-
strahlung und Freund-
lichkeit, Loyalität) 
Kommunikationsfähig-
keit und Dialogkultur 
Räumliche Nähe / Kon-
takthäufigkeit und -
intensität 
Erfahrungen mit Ver-
trauensbeziehungen (z. 
B. Dauerhaftigkeit, Er-
folg) 

Funktionsfähigkeit der 
Genossenschaft 
Kooperations- und 
Kompromissbereitschaft
Zielorientierter Einsatz 
disponibler Ressourcen 
Gutes Image der Genos-
senschaft / Wirksamkeit 
vertrauensbildender 
Maßnahmen (z. B. Ein-
bindung der  Mitglie-
der) 
Markt- und mitglieder-
zentrierte Unterneh-
menskultur 
 

Quelle: Eigene Darstellung. 
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3.2. Interdependenzen zwischen den Vertrauensarten 

Die drei Vertrauensebenen stehen keineswegs isoliert nebeneinander – sie un-
terstützen sich wechselseitig (vgl. Schuler 1989: 92ff). Gemeinsam prägen sie 
das Vertrauensgesamtbild (vgl. Doluschitz 2008: 18). Thesenartig stellt sich 
dieser Zusammenhang wie folgt dar: 
• Leistungsvertrauen begünstigt die Entstehung von Vertrauen im zwischen-

menschlich-interaktiven Bereich. Umgekehrt fördert dieses Personalver-
trauen positive Erwartungen auf der Leistungsebene.  

• Eine Wechselwirkung besteht auch zwischen Leistungs- und Systemver-
trauen. Zufriedenheit mit den bereitgestellten Dienstleistungen stärkt das 
Vertrauen in das System „Wohnungsgenossenschaft“. Und umgekehrt kann 
ein starkes Systemvertrauen die Wirkung haben, dass die Mitglieder 
Schwachstellen im Leistungsbereich mit Nachsicht behandeln. 

• Ähnlich stellt sich der Zusammenhang von Personalvertrauen und System-
vertrauen dar. In der unmittelbar-persönlichen Kommunikation zwischen 
Mitgliedern und dem Kontaktpersonal der Wohnungsgenossenschaft wer-
den Informationen über strukturelle Merkmale, Werte und Prinzipien des 
Systems vermittelt (vgl. Schmidt 2004: 111 und 113), die das Systemver-
trauen stärken. Andererseits gilt: „Ein „schwach ausgeprägtes Personalver-
trauen kann bis zu einem gewissen Maße durch ein berechtigtes Systemver-
trauen kompensiert werden.“ (Engels 2006: 13). 

• Leistungs- und Personalvertrauen lassen sich umso leichter realisieren, je 
stärker das Systemvertrauen ausgeprägt ist.  

Das Zusammenwirken aller drei Vertrauensbereiche ermöglicht es der Genos-
senschaft, eine Vertrauenskultur aufzubauen und zu erhalten, die im Zentrum 
des Prozesses der Vertrauensbildung steht (vgl. dazu Abb. 1). 

4. Wirkungen des Mitgliedervertrauens in die Wohnungsgenossen-
schaft  

4.1. Wertschätzung der genossenschaftlichen Leistungen 

Vertrauen in eine transparente und berechenbare Geschäftspolitik (vgl. Hanker 
2008: 141) sowie in die Förderorientierung der genossenschaftlichen Leis-
tungserbringung mag dadurch verursacht sein, dass die Wohnungsnutzer wäh-
rend der Dauer ihrer Mitgliedschaft förderberechtigt sind (vgl. Rädel 2000: 
11). Sie haben einen gesetzlich verankerten Anspruch darauf, aus der wirt-
schaftlichen Verbindung mit der Genossenschaft Nutzen zu ziehen. Für eine 
Genossenschaft, die sich als Instrument zur Wahrung der Leistungsinteressen 
ihrer Mitglieder versteht, bietet sich an, unter Einbeziehung der Mitglieder-
gruppe durch Dialog und Abstimmung eine differenzierte Konkretisierung des 
Förderauftrages vorzunehmen, die sich an der Erwartungs- und Präferenz-
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struktur der Mitglieder orientiert.  
Zur schriftlichen Fixierung des Förderportfolios empfiehlt sich ein Förder-

plan, der alle in der nächsten Geschäftsperiode vom Management – im Ein-
klang mit den Bedürfnissen und Erwartungen der Mitglieder – beabsichtigten 
wesentlichen Fördermaßnahmen ausweist. In einem nach Ablauf des Pla-
nungszeitraumes zu erstellenden Förderbericht hätte das Management sodann 
die aus seiner Sicht erzielte Fördereffizienz zu dokumentieren. Damit könnten 
dann die Mitglieder abgleichen, was von ihnen in der Berichtsperiode subjek-
tiv als Förderung empfunden wurde.10 

Das Interesse eines Mitgliedes an der Genossenschaft ist in erster Linie 
durch Vorteile auf der Leistungsebene bestimmt. Ein Mitglied wird in der 
Wohnungsgenossenschaft eine Interessen- und Vorteilsgemeinschaft sehen 
und abschätzen, ob die Leistungen des Gemeinschaftsunternehmens seiner 
Leitmaxime gemäß dem Förderbedarf der Mitglieder entsprechen. Zur Ver-
trauensbildung trägt in starkem Maße bei, wenn die Mitglieder über eine län-
gere Phase der Zugehörigkeit zur Genossenschaft ihre individuellen Erwar-
tungen im Leistungsangebot der Wohnungsgenossenschaft erfüllt sehen. Aus 
hoher Zufriedenheit der Mitglieder entsteht Vertrauen, das sich positiv in 
nachhaltiger Bindung an die Wohnungsgenossenschaft niederschlägt und im 
Bewusstsein der Öffentlichkeit verankert (vgl. Koppmann 2001: 65). 

4.2. Beteiligung an der Selbstverwaltung 

Je stärker die Mitglieder nicht nur auf der Leistungsebene, sondern auch in 
den Prozess der innergenossenschaftlichen Demokratie (Willensbildung, Kon-
trolle) eingebunden sind, desto eher dürften sie bereit sein, ihrer Wohnungs-
genossenschaft Vertrauen entgegenzubringen. Eine das demokratische Prinzip 
der Selbstverwaltung integrierende Führung wird mittels Anerkennung von 
Mitgliederengagement und Förderung der Mitgliederbeteiligung die Erzielung 
von Aktivierungs-, Motivations- und Bindungseffekten verfolgen. Im Gegen-
satz dazu gilt: „Eine Wohnungsgenossenschaft mit einer auf formale Gremien 
reduzierten Mitgliederbeteiligung verkennt das in der Mitgliederschaft zwei-
felsfrei vorhandene Potenzial an Ideen und Ansätzen zur Problembewältigung 
und -vorbeugung sowie die soziale und fachliche Kompetenz innerhalb der 
Mitgliederschaft. Sie beraubt sich damit eines ihrer sozial und ökonomisch 
wichtigsten Instrumentarien.“11 

                                           
10  Zur Empfehlung, jährlich einen Förderplan zu erstellen und einen Förderbericht zu er-

statten vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (2004: 708f). 
11  Reintjes (2000: 129). An gleicher Stelle führt Reintjes weiter aus: „Die Vorstände der 

Wohnungsgenossenschaften sind dabei in der Verantwortung, Partizipation als eine 
zentrale Aufgabe zu begreifen und zu ermöglichen, d.h. die strukturellen Vor-
aussetzungen dafür zu schaffen, dass „einfache“ Mitglieder sich artikulieren und damit 
Einfluss auf die Geschicke der Genossenschaft nehmen können. Die zukünftigen Ent-
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Nutzer einer Genossenschaftswohnung, bei denen das normale Mieterbe-
wusstsein eindeutig gegenüber der Mitgliederrolle überwiegt und die sich für 
das, was das Besondere einer Genossenschaft ausmacht, nicht oder nur wenig 
interessieren, werden auch kein besonderes Vertrauen in die Wohnungsgenos-
senschaft entwickeln. Vor allem in größeren Genossenschaften kann es durch-
aus opportun sein, partizipationsindifferenten Mitgliedern ihre Möglichkeiten 
zur Mitwirkung an der Gestaltung ihrer eigenen Lebenswelt aufzuzeigen, sie 
zur Beteiligung zu motivieren, ferner die Versammlungskultur, Mitgliederan-
sprache und Wahlmechanismen einer „Vertrauensorganisation“ angemessen 
zu gestalten. Auf diesem Wege würden das für die Genossenschaftskultur 
wichtige Miteigentümerbewusstsein der Mitglieder gestärkt, das demokrati-
sche Moment in der Genossenschaft belebt und das Systemvertrauen gefödert. 
In heterogenen Mitgliederkreisen gibt es stets auch Mitglieder, die an die Ge-
nossenschaftsidee herangeführt werden müssten.  

Vertrauen der Mitglieder wird sich auf Dauer vor allem dort einstellen, wo 
bei vergleichsweise hoher Kontakthäufigkeit der Mitglieder untereinander ein 
Nahverhältnis zur Genossenschaft existiert. Einerseits bestehen hierfür gerade 
in Wohnungsgenossenschaften im Vergleich zu anderen Genossenschaftsspar-
ten günstige Bedingungen, andererseits bringt eine stärkere Beteiligung der 
Mitglieder auch zusätzliche administrative und Kostenprobleme mit sich, wor-
auf Genossenschaftsleiter gelegentlich hinweisen. 

4.3. Aufrechterhaltung der individuellen Mitgliedschaften 

Soweit auf Förderbewusstsein zurückgehende Zufriedenheit und Identifikation 
mit der Genossenschaft vorherrschen, weil von deren Leistungen starke Bin-
dungseffekte ausgehen (z. B. interner Wohnungstausch (vgl. Teichmann/Ras-
quin 2003: 280 und 282f) bei Vergrößerung oder Verkleinerung der Familie), 
dürfte ein Mitglied als loyaler Dienstleistungsnutzer in der Wohnungsgenos-
senschaft verbleiben und die genossenschaftlichen Verhaltensregeln einhal-
ten.12 Und das genossenschaftliche Management wird darauf achten, dass kein 
vermeidbarer Anlass dafür gegeben wird, dass Mitglieder ihre Vertrauenshal-
tung oder gar die Aufrechterhaltung ihrer Mitgliedschaft auf den Prüfstand 
stellen.  

Mitgliederzufriedenheit ist die beste Voraussetzung für nachhaltige Ver-
trauensbildung. Ein stabiles Leistungs-, Personal- und/oder Systemvertrauen 
kann eine Wohnungsgenossenschaft davor bewahren, dass es im Anschluss an 
die Wirkungskette „Unzufriedenheit – Beschwerde – negative Mund-zu-
Mund-Propaganda – Abwanderung als Nutzer“ zu Mitgliederaustritten und 

                                                                                                                                 
wicklungen hängen im besonderen Maße davon ab, inwieweit es dem Vorstand einer 
Genossenschaft gelingt, effektive Formen von Selbstorganisation und Kooperation zu 
finden.“ 

12  Vgl. Bumbacher (2003: 19) und die dort angegebene Literatur. 
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damit zum Entzug von Eigenkapital kommt. Denn aus dem formalen An-
schluss an die Genossenschaft entstehen noch nicht zwingend Vertrauensbil-
dung und Integration. Je mehr man sich mit seinen „Interessen und Wertvor-
stellungen (..) in der Genossenschaft wiederfinden kann, in den Zielen, Ver-
haltensweisen und Ergebnissen, im Kreis der Akteure, in dem, was sie tun und 
wie sie es tun, je eher zu erkennen ist, daß die Genossenschaft den persönli-
chen Vorstellungen entsprechend agiert und je intensiver die Möglichkeit 
wahrgenommen wird, selbst mitzubestimmen und mitzugestalten, desto eher 
kann man (...) sich mit der Genossenschaft identifizieren.“ (Glatzner 1989: 
114) Vertrauen führt zu einer höheren Stabilität der individuellen Mitglied-
schaften, die eine wichtige Plattform für nachhaltige Anpassungs-, Leistungs-, 
Wettbewerbs- und Förderfähigkeit der Genossenschaft bildet. 

5. Elemente eines Vertrauenskonzeptes 

Bei der Suche nach geeigneten vertrauensbildenden Maßnahmen sind der Ap-
pell an Vertrauensbereitschaft und der ermunternde Zuspruch eher als untaug-
lich einzustufen. Ein Aufruf, zu vertrauen, mag zwar gut klingen und beson-
ders in wirtschaftlich schwierigen Phasen oder Konfliktsituationen auch Sym-
pathie wecken, erweist sich aber oftmals als vergeblicher Versuch, das Risiko-
empfinden zu dämpfen. 

Zweifellos ist Vertrauensbildung „ein langwieriger Prozess, der sich (auf 
kurze Sicht – Einf.) nur schwer beeinflussen lässt. Allerdings können günstige 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen geschaffen werden, die diesen 
Prozess fördern.“ (Hanker 2008: 141) Es gilt, die Vertrauensfähigkeit der Mit-
glieder möglichst weit in die Zukunft reichend zu sichern. Zum Zwecke des 
Aufbaus, der Förderung und des Schutzes von Vertrauen erscheinen die im 
Folgenden erörterten Maßnahmen geeignet und deren Einsatz dem wohnungs-
genossenschaftlichen Management anzuraten. 

5.1. Vertrauen bildende Strategie der Genossenschaft 

Um die im vorangegangenen Teil 4 angeführten positiven Effekte realisieren 
zu können, ist aktiv dafür zu sorgen, dass sich Vertrauen entwickeln und aus-
breiten kann. Damit werden die Entstehung einer Vertrauenskultur und per-
manente Vertrauenspflege gefördert (vgl. Ripperger 1998: 232). Eine Vertrau-
enskultur, von der Integrationskraft ausgeht, verschafft Wettbewerbsvorteile, 
und sie wird bei zunehmender Komplexität des Wirtschaftslebens für Woh-
nungsgenossenschaften wie schon in der Vergangenheit auch weiterhin von 
großer Bedeutung sein.  

Ein erster vertrauensbildender Steuerungsmechanismus ist eine in sich ge-
schlossene Gesamtstrategie der Genossenschaft (vgl. Theurl 2005: 5), die ge-
währleistet, dass diejenigen Akteure von der Kooperation profitieren, von de-
nen die Vorteilhaftigkeit des Zusammenwirkens erkannt und individuell ge-
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nutzt wird. Gefragt ist ein Konzept zur Entwicklung von Potenzialen, die eine 
langfristige Bestands- und Erfolgssicherung des Zusammenschlusses sichern. 
Dazu gehört zwingend ein transparentes, sich selbst erklärendes Mitglieder-
marketing, das Vertrauen in die Leistungsfähigkeit der Genossenschaft her-
stellt. 

5.2. Vertrauen fördernder Verhaltens- und Aktionsrahmen 

Ein zweiter Bereich organisationsinterner Vertrauensbildung ist die Festle-
gung und Einhaltung eines institutionellen Verhaltens- und Aktionsgerüstes. 
Über die Satzungsinhalte hinaus tragen dazu genossenschaftliche Wesensprin-
zipien (vgl. dazu Ringle 2007a: 8) und Leitbilder als Grundlagen des Zielsys-
tems sowie verbindliche Kooperationsrichtlinien oder anerkannte Standards 
guter und verantwortungsvoller Unternehmensführung bei. Weitere Gover-
nance-Kodizes betreffen die Arbeitsteilung zwischen den Organen, deren Zu-
sammenwirken und ausgewogene Ausrichtung auf Unternehmens- und Mit-
gliederinteressen, Informations- und Berichtspflichten, die Behandlung von 
Interessenkonflikten und die Effizienz der Aufsichtsratstätigkeit (vgl. dazu 
Ringle 2007b: 296).  

Ein solcher Rahmen „kann als Infrastruktur zum Aufbau von Vertrauen“ 
(Theurl 2005: 5) verstanden werden, die das Vertrauen der Mitglieder und 
Mitarbeiter, aber auch der Öffentlichkeit in die Genossenschaft fördert. In dem 
Maße, wie Vertrauen stärkende Verhaltensweisen und Aktionsatmosphäre er-
lebt werden, wächst gewöhnlich die Neigung zu engerem Zusammenhalt. Da-
zu zählen auch Maßnahmen zur Steigerung von Popularität und Ansehen der 
Wohnungsgenossenschaften (vgl. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 2004: 29). 

5.3. Vertrauen rechtfertigende Partizipationsbedingungen 

Ein drittes Feld Vertrauen aufbauender Gestaltung stellen partizipative Struk-
turen und Prozesse dar. Die prinzipielle Chance der Mitglieder, als Organisa-
tionsträger durch Einbringung ihrer Wünsche und Anregungen Einfluss auf 
das Handeln ihrer Genossenschaft zu nehmen, kann die Bildung von Vertrau-
en erleichtern. Eine stärkere Einbeziehung mitgestaltungswilliger Mitglieder 
in Entscheidungsprozesse wird gefördert durch einladende Appelle zur aktiven 
Mitwirkung an der Selbstverwaltung, entweder als gewöhnliches Mitglied o-
der zur Ausübung eines Ehrenamtes in einem Organ der Genossenschaft. Von 
der Generalversammlung sollte erst dann zur Vertreterversammlung und damit 
von direkter zu mittelbarer Demokratie übergegangen werden, wenn organisa-
torische Gründe dies unumgänglich machen. Vertrauen spielt eine wichtige 
Rolle im Zusammenhang mit dem Funktionieren der Mitgliederdemokratie. Je 
mehr sie spürbar ist, desto eher dürften Mitglieder zu ehrenamtlicher Mitarbeit 
zu veranassen sein.  
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Des Weiteren wäre gegen eine an den dezentralen Standorten größerer 
Wohnungsgenossenschaften fehlende Bekanntheit in die Vertreterversamm-
lung zu delegierender Mitglieder zu steuern. Und zwar durch die Wahl lokal 
ansässiger Kandidaten in entscheidungsoffen gestalteten, für einzelne Wohn-
gebiete durchgeführten Versammlungen, in denen die erschienenen Mitglieder 
ein Vorschlagsrecht haben. Auch sollten in diesen Bewohnerversammlungen 
in erster Linie Probleme vorgetragen und diskutiert werden, die in direktem 
Bezug zu den Wirtschafts- bzw. Lebensumständen der Mitglieder vor Ort ste-
hen. Diese haben auf der Präferenzskala der lokal orientierten Mitglieder na-
turgemäß eindeutig Vorrang gegenüber Sachverhalten, welche das Gesamtge-
schehen der Genossenschaft betreffen. 

Umgekehrt dürfte unter Bezugnahme auf die obigen Vorschläge gelten: Ein 
Genossenschaftsmanagement, dem mitgliederzentriertes Marketing schwer-
fällt, das die Einhaltung altbewährter und noch immer zeitgemäßer Prinzipien 
für entbehrlich hält bzw. demokratische Meinungsbildungsprozesse als poten-
ziellen Störfaktor empfindet und sie nicht unterstützt, kann nicht mit dem Ver-
trauen der Mitglieder rechnen.  

6. Potenzielle positive Wirkungen 

Für Kooperationen jeder Art zählt eine Vertrauensbasis zu den elementaren 
Erfordernissen, und gegenseitiges Vertrauen zwischen den beteiligten Akteu-
ren ist ein zentraler Steuerungsmechanismus. Aus dauerhafter Verbindung 
zwischen einer Genossenschaft und ihren Mitgliedern entstehen Vorteile, so-
dass die Komponente „Vertrauen“ das Gelingen der Kooperation positiv be-
einflusst. Wenngleich es darüber keinen erschöpfenden Aufschluss gibt, kön-
nen aus einer Vertrauen entwickelnden starken Genossenschaftskultur wün-
schenswerte Verbesserungen entstehen und wird die Genossenschaftsleitung 
um die Stärkung von Vertrauen ihrer Mitglieder bemüht sein. Beispiele für die 
Transmission von Vertrauen in Vorteile ökonomischer Art bzw. von wirt-
schaftlicher Signifikanz sind:13 
• Höhere Stabilität im Kooperationsgefüge,  
• geringere formale Koordination und Steuerung der Zusammenarbeit mit der 

Folge geringerer Such-, Informations-, Verhandlungs- und Kontrollkosten 
(Transaktionskosten),  

• größere Chancen zur Bewältigung von Konflikten durch zum Teil selbst-
steuernde Kommunikation auf Basis hohen gegenseitigen Vertrauens,  

• Reduktion von Unsicherheit, Verminderung der Risikoabsicherung durch 
Zuversicht in die Verlässlichkeit des gemeinsamen Kooperationsverständ-
nisses, damit auch Senkung der risikobedingten Kosten, 

• wechselseitige Lerneffekte und erhöhte Effizienz der Zusammenarbeit und  
                                           
13  Vgl. dazu Weidmann (1996: 16); Blecker (1999: 128 und 132); Staehle (1999: 409 und 

411ff); Ringle (2004: 37 und 155). 
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• stärkere gesellschaftliche Integration der Menschen in ihrem Wohnumfeld 
und Bindung an die Genossenschaft. 

Vertrauen ist zwar kein Alleinstellungsmerkmal einer Wohnungsgenossen-
schaft, jedoch handelt es sich um ein überaus wichtiges Koordinationsinstru-
ment, insofern um einen den Kooperationserfolg fördernden Faktor.14 Dies 
lassen die oben beispielhaft angeführten potenziellen Effekte, die hochgradig 
von der Kooperationsatmosphäre und vom gegenseitigen Vertrauen in den Be-
ziehungen zwischen den Systemmitgliedern abhängig sind, deutlich werden. 

7. Schlussbemerkungen 

Die Wohnungsgenossenschaften bilden in Deutschland eine bedeutende Sparte 
der förderwirtschaftlich organisierten Wirtschaft, eine Alternative zwischen 
Miete und Eigentum. Als traditionelle Stärken von Wohnungsgenossenschaf-
ten gelten die auf Nachhaltigkeit und Partnerschaft basierende Beziehung 
„Mitglied – Genossenschaft“ sowie die in räumlicher und menschlicher Nähe 
der Mitglieder als Nutzer von Gemeinschaftseigentum in den jeweiligen Quar-
tieren begründete nachbarschaftliche Verbundenheit. Dieses „Beziehungs-
Plus“ (vgl. Lambert 1997: 200) bietet einen Differenzierungsvorteil gegen-
über anderen Wohnungsanbietern, der im Internetzeitalter der Kommerziali-
sierung, Anonymisierung und Virtualisierung der Geschäftsverbindungen von 
maßgeblicher Bedeutung sein kann.  

Vertrauen zählt zu den „weichen“ Erfolgsfaktoren. Davon gehen emotiona-
le Einflüsse auf zahlreiche Entschlüsse und deren Umsetzung aus. Starkes 
Vertrauen verbindet – es fördert partnerschaftliches Handeln und erfolgreiches 
Zusammenwirken. Vertrauen der Mitglieder in ihre Wohnungsgenossenschaft 
entsteht vielfach durch personale Beziehungen und wird sich dementspre-
chend häufiger primär auf Personen und weniger auf das Organisationssystem 
richten. Intakte räumliche und persönliche Verbundenheit, in der es noch Ab-
sprachen gibt, die auch eingehalten werden, wird mitunter höher geschätzt als 
materielle Vorteile (vgl. Eichwald 2003: 121).  

Vor diesem Hintergrund wird es für Wohnungsgenossenschaften zur Dau-
eraufgabe, in der Beziehung zu ihren Mitgliedern Vertrauen herauszubilden 
und zu pflegen. In dem Maße, in dem Genossenschaftsleiter sich die darge-
stellten Zusammenhänge zu eigen machen, ihr Geschäftskonzept auf verlässli-
che Kooperation mit den Mitgliederwirtschaften und ihr Handeln daran orien-
tiert, bleiben die Mitglieder vor opportunistischem Verhalten bewahrt. Gegen-
seitige vertrauensbewusste Partnerschaft zwischen Mitglied und Genossen-
schaft wird unter solchen Umständen zu einer wertvollen Ressource (vgl. 
Laske/Neunteufel 2005: 47) und ist als Element eines sicheren Fundamentes 

                                           
14  Zu weiteren möglichen Kriterien für den Erfolg einer Genossenschaft vgl. Kramer 

(2006: 129ff). 
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für erfolgreiches Miteinander anzusehen. Einer durch Vertrauenskultur ge-
prägten Wohnungsgenossenschaft werden sich dadurch auch künftig Wettbe-
werbsvorteile erschließen (vgl. Ripperger 1998: 232).  
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